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Vorentwurf des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit und den Zugang zu 
Dokumenten (17.6.2004)

Vorentwurf
des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit und den Zugang zu Dokumenten (Informationsgesetz - GIDOK) – 17.06.2004
vom… 

Der Grosse Rat des Kantons Wallis
eingesehen die Artikel 1, 3 und 8 und 31 Absatz 1 der Kantonsverfassung;

auf Antrag des Staatsrates,

verordnet:

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1
Zweck
1Das vorliegende Gesetz hat zum Zweck, die Transparenz der staatlichen Tätigkeiten zu gewährleisten, um so die freie Meinungsbildung und die Teilnahme am öffentlichen Leben zu fördern.

2Die Transparenz wird dadurch gewährleistet, dass: 

a) die Sitzungen der Behörden öffentlich sind;

b) die Behörden die Öffentlichkeit über ihre Tätigkeiten informieren;
c) amtliche Dokumente für die Öffentlichkeit zugänglich sind.

Art. 2
Geltungsbereich
1Das vorliegende Gesetz gilt für alle Kantons- und Gemeindebehörden.

2Als solche gelten:

a) die kantonale gesetzgebende, vollziehende und richterliche Gewalt, ihre Organe und Verwaltungen sowie die von ihnen abhängigen Kommissionen;

b) die kantonalen und kommunalen öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen oder Anstalten, ihre Organe und Verwaltungen sowie die von ihnen abhängigen Kommissionen;

c) juristische Personen oder andere privatrechtliche Organisationen, bei welchen ein Gemeinwesen eine Mehrheitsbeteiligung oder überwiegenden Einfluss innehat; 

d) natürliche oder juristische Personen und Organisationen, welche mit der Ausführung von Aufgaben des kantonalen oder kommunalen öffentlichen Rechts betraut sind, soweit es um die Erfüllung dieser Aufgaben geht;

e) Behördenverbände.
3Vom Geltungsbereich des vorliegenden Gesetzes ausgeschlossen sind die in den Buchstaben b, c und d definierten Behörden, wenn ihre Unterstellung unter das vorliegende Gesetz ihre Wettbewerbsfähigkeit schwerwiegend beeinträchtigt.
Art. 3
Gleichstellung der Geschlechter
Im vorliegenden Gesetz gilt jede Bezeichnung der Person, des Statuts oder der Funktion in gleicher Weise für Frau und Mann.

2. Kapitel: Öffentlichkeit der Sitzungen

Art. 4
Grundsatz
Die Sitzungen der Behörden sind im Rahmen der in der kantonalen Gesetzgebung, dem Bundesrecht und den internationalen Verträgen vorgesehenen Bestimmungen öffentlich.

Art. 5
Öffentliche Sitzungen
1Öffentlich sind: 

a) die Sitzungen des Grossen Rates;

b) die Sitzungen der Gemeinde- und Burgerlegislativen;

c) die Verhandlungen und Urteilsverkündungen der Gerichtsbehörden, unter Vorbehalt der von der Gesetzgebung vorgesehenen Ausnahmen.

2Wenn ein überwiegendes öffentliches oder privates Interesse es verlangt, können diese Behörden den Ausschluss der Öffentlichkeit anordnen oder ausschliesslich die Anwesenheit der Medien zulassen.

Art. 6
Nicht öffentliche Sitzungen
1Die anderen Sitzungen der Behörden sind nicht öffentlich.

2Wenn ein überwiegendes öffentliches oder privates Interesse es verlangt, können die Behörden die Öffentlichkeit dieser Sitzungen beschliessen oder ausschliesslich die Anwesenheit der Medien zulassen.

3Für die Kommissionen liegt die Entscheidung bei der Behörde, von der sie abhängen.

Art. 7
Medien
1Den akkreditierten Medien werden bei öffentlichen Sitzungen oder nicht öffentlichen Sitzungen, zu welchen sie zugelassen sind, Plätze reserviert.

2Bild- und Tonaufnahmen oder -übertragungen durch akkreditierte Medienschaffende sind erlaubt, sofern sie den Ratsbetrieb nicht stören und keinem überwiegenden öffentlichen oder privaten Interesse entgegenstehen. Bild- und Tonaufnahmen oder -übertragungen von Verhandlungen und Urteilsverkündungen der Gerichtsbehörden sind grundsätzlich nicht erlaubt.

3. Kapitel: Information der Öffentlichkeit

1. Abschnitt: Grundsätze

Art. 8
Allgemeines
1Die Behörden informieren regelmässig und von sich aus über ihre Tätigkeiten, sofern diese die Öffentlichkeit interessieren und dies keinem überwiegenden Interesse entgegensteht.

2Sie informieren genau, vollständig, klar und rasch.

3Sie verbreiten die Information entsprechend ihrer Wichtigkeit über die angemessenen Kanäle.
4Die kantonalen Behörden nehmen Rücksicht auf die regionalen Bedürfnisse und die Erfordernisse, die sich aus der Zweisprachigkeit des Kantons ergeben.

Art. 9       Medien

1Die Behörden verbreiten ihre Informationen grundsätzlich über die Medien.

2Sie tragen den Bedürfnissen der verschiedenen Medien im Rahmen des Möglichen Rechnung und achten auf Gleichbehandlung.

3Sie informieren die Medien kostenlos.

Art. 10
Informationsverantwortlicher
Jede Behörde bezeichnet eine für die Information verantwortliche Dienststelle oder Person.

2. Abschnitt: Gesetzgebende und ausführende Behörden
Art. 11
Grosser Rat
1Die Öffentlichkeit wird über die Tagesordnung sowie Datum, Zeit und Ort der Grossratssessionen informiert.  

2Die Beratungsunterlagen werden, unter Vorbehalt der Spezialgesetzgebung, zeitgleich den Parlamentariern zugestellt und veröffentlicht. 
3Die Beratungen des Parlaments werden in ihrem vollen Umfang elektronisch erfasst und nach Ablauf der Berichtigungsfrist veröffentlicht.
4Der Grosse Rat informiert gemäss den Bestimmungen seines Reglements über seine Arbeiten und Entscheidungen, sofern diese die Öffentlichkeit interessieren.

5Die Information der Öffentlichkeit erfolgt über angemessene Kanäle, insbesondere mittels moderner Technologien.

Art. 12
Staatsrat
1Der Staatsrat informiert über die von ihm behandelten Geschäfte und getroffenen Entscheide sowie seine Absichten und Projekte, sofern diese die Öffentlichkeit interessieren.
2Er veröffentlicht die Dokumente, welche für das Verständnis seiner Entscheide unabdingbar sind, sofern dies keinem überwiegenden öffentlichen oder privaten Interesse entgegensteht.

3Er regelt die Information über die Tätigkeiten seiner Verwaltung und seiner Kommissionen. 

Art. 13     Gemeinde- und Burgerbehörden

1Die Gemeinde- und Burgerexekutiven informieren gemäss den in Art. 12 genannten Grundsätzen.

2Sie veröffentlichen Datum, Zeit und Ort der Sitzungen der Generalräte, Urversammlungen und ihrer kommunalen Kommissionen, ihre Tagesordnungen und die Berichte zu Handen ihrer Mitglieder.

3Die diesbezüglichen Dokumente werden den Medien auf Verlangen zugestellt.

4Die Information ist in erster Linie für die Bewohner der Gemeinde bestimmt.

3. Abschnitt: Gerichtsbehörden

Art. 14
Allgemeines
Die Gerichtsbehörden informieren über ihre Rechtsprechungs- und Verwaltungstätigkeiten, sofern diese die Öffentlichkeit interessieren und unter Vorbehalt der Gesetze, denen ihre Tätigkeiten unterstellt sind.

Art. 15
Laufende Verfahren
1Die Gerichtsbehörden informieren über laufende Verfahren, wenn das öffentliche Interesse dies rechtfertigt, insbesondere wenn:

a)
die Mitarbeit der Öffentlichkeit notwendig ist, um ein Verbrechen oder Vergehen aufzuklären;

b)
die besondere Schwere, der Charakter oder die Bekanntheit einer Angelegenheit es rechtfertigen;

c)
es notwendig ist, Fehlinformationen vorzubeugen oder diese zu berichtigen;

d)
dies zur Warnung oder zum Schutz der Öffentlichkeit notwendig ist. 

2Bei der Information achten die Gerichtsbehörden auf die Wahrung der legitimen Interessen der betroffenen Parteien oder Dritter sowie auf die Wahrung der Unschuldsvermutung und tragen den Interessen der Untersuchung Rechnung.
Art. 16
Abgeschlossene Verfahren
1Das Kantonsgericht gewährleistet die Publikation von gerichtsbehördlichen Entscheiden, die für die Rechtsfortbildung von Bedeutung sind, in der Zeitschrift für Walliser Rechtsprechung (ZWR).

2Das Kantonsgericht macht diese sowie andere Entscheide, deren Veröffentlichung es als gerechtfertigt hält, der Öffentlichkeit zugänglich und bedient sich dabei moderner Informations- und Kommunikationstechnologien .

3Persönliche Daten der betroffenen Parteien oder Dritter müssen entfernt werden, wenn dies für den Persönlichkeitsschutz notwendig ist.

Art. 17
Medien
1Bezüglich der Strafverfahren der Gerichte und der öffentlichen Zivilverfahren des Kantonsgerichts werden die akkreditierten Medien rechtzeitig über Datum und Zeit der Verhandlungen sowie über die Tagliste informiert.
2Auf Anfrage können sie die gleichen Informationen auch für andere öffentliche Sitzungen erhalten.

Art. 18
Ausführungsbestimmungen
Das Kantonsgericht erlässt ein Reglement über die Information durch die Gerichtsbehörden.

4. Abschnitt: Polizeibehörden
Art. 19
Umfang der Information
1Die Kantons- und Gemeindepolizeibehörden – letztere auf Delegation der ausführenden Gewalt hin – informieren über ihre ordentlichen Tätigkeiten und ihre Aufgaben gemäss den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes. 

2Die Befugnisse der Gerichtsbehörden in Ermittlungs- und Untersuchungsverfahren bleiben vorbehalten.

3Wenn ein Vorfall, welcher ein Gerichtsverfahren betrifft, unverzüglich öffentlich bekannt gegeben werden muss, holt die Polizeibehörde die Genehmigung der Gerichtsbehörden ein.

4Der Generalstaatsanwalt regelt die Information, wenn kein Magistrat mit der Sache befasst ist.

5Die Gerichtspolizei achtet auf die Wahrung der legitimen Interessen der betroffenen Parteien oder Dritter sowie auf die Wahrung der Unschuldsvermutung und trägt den Interessen der Untersuchung Rechnung.

4. Kapitel: Zugang zu amtlichen Dokumenten
1. Abschnitt: Grundsätze
Art. 20 
Zugangsberechtigung
1Jede Person hat das Recht auf Zugang zu amtlichen Dokumenten gemäss den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes.

2Der Zugang zu amtlichen Dokumenten im Zusammenhang mit hängigen Gerichts-, Verwaltungs- und Schiedsverfahren untersteht den Spezialgesetzen und Prozessordnungen.

3Die Spezialbestimmungen anderer Gesetze, welche bestimmte Informationen als geheim bezeichnen oder die von diesem Gesetz abweichende Zugangsberechtigungen vorsehen, bleiben vorbehalten.

Art. 21
Definition amtlicher Dokumente
1Als amtliche Dokumente werden alle Informationen bezeichnet, die im Besitz einer Behörde sind, die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe betreffen und fertig gestellt sind, unabhängig vom Informationsträger.

2Amtliche Dokumente sind insbesondere: Akten, Botschaften, Berichte, Studien, genehmigte Protokolle, Statistiken, Register, Korrespondenz, Weisungen, Stellungnahmen, Vormeinungen oder Entscheide.

3Nicht amtliche Dokumente sind Dokumente, die zum persönlichen Gebrauch oder für kommerzielle Zwecke bestimmt sind.

Art. 22
Umfang
1Unter Vorbehalt anders lautender Spezialbestimmungen umfasst der Zugang zu amtlichen Dokumenten:

a) die Einsichtnahme vor Ort; 

b) die Anfertigung von Kopien;

c) die Zustellung von Kopien im Rahmen des Möglichen, und wenn es die Grösse des Dokuments zulässt.

2Die Behörde kann auch mündlich über den Inhalt eines amtlichen Dokuments Auskunft geben, wenn dies den Gesuchsteller befriedigt; die Behörde kann dies jedoch nur tun, wenn es sich um ein laut diesem Gesetz zugängliches Dokument handelt.

3Die Verwendung der von einer Behörde erhaltenen Kopien amtlicher Dokumente ist der Bundesgesetzgebung betreffend das geistige Eigentum unterstellt.

Art. 23
Ausnahmen
1Der Zugang zu einem amtlichen Dokument wird verweigert, wenn dies ein überwiegendes öffentliches oder privates Interesse verlangt.

2Ein überwiegendes öffentliches Interesse ist gegeben, wenn der Zugang zum Dokument:

a)
die Sicherheit des Staates oder die öffentliche Sicherheit gefährdet;

b)
die Aussenpolitik der Behörde beeinträchtigt;

c)
den Entscheidungsprozess einer Behörde erheblich beeinträchtigt;

d)
die Durchführung konkreter behördlicher Massnahmen erheblich beeinträchtigt;

e)
die Verhandlungsposition einer Behörde beeinträchtigt;

3Ein überwiegendes privates Interesse ist insbesondere gegeben wenn:

a)
das amtliche Dokument persönliche Daten enthält und die kantonale Datenschutz-Gesetzgebung die Bekanntgabe nicht zulässt, ausser ein überwiegendes öffentliches Interesse rechtfertige dies;

b)
durch den Zugang Berufs-, Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnisse preisgegeben werden;

c)
Informationen vermittelt werden, die der Behörde von Dritten freiwillig mitgeteilt worden sind und deren Geheimhaltung die Behörde zugesichert hat.

4Der Zugang zu einem amtlichen Dokument kann verweigert werden, wenn das Gesuch um Information missbräuchlich ist oder von der Behörde einen unverhältnismässigen Aufwand verlangt.

5Nicht zugänglich sind die Protokolle der Sitzungen des Staatsrates und der Gemeinde- und Burgerexekutiven.

6Der Grosse Rat und die Gemeinde- und Burgerlegislativen können die Sitzungsprotokolle ihrer Kommissionen als nicht zugänglich erklären.

Art. 24
Beschränkter Zugang
1Wenn nur einige Teile eines amtlichen Dokuments im Sinne von Art. 23 nicht zugänglich sind, muss der Zugang zum Rest des Dokuments gewährt werden, sofern der Sinn oder die Tragweite dadurch nicht verfälscht werden.

2Amtliche Dokumente, welche schützenswerte Personendaten enthalten, müssen nach Möglichkeit vor der Bekanntgabe anonymisiert werden.
3Wenn Gründe von zeitlich begrenzter Dauer die Nicht-Zugänglichkeit eines amtlichen Dokuments im Sinne von Art. 23 rechtfertigen, wird der Zugang ab dem Zeitpunkt gewährt, in dem diese Gründe ihre Gültigkeit verlieren. Es bedarf dazu keines neuen Gesuches.

2. Abschnitt: Verfahren für den Zugang
Art. 25
Form des Gesuchs
1Das Gesuch um Zugang ist keiner Formvorschrift unterworfen und bedarf keiner Begründung. 

2Es muss genügend Angaben enthalten, damit das verlangte amtliche Dokument identifiziert werden kann.

3Die Behörde kann nötigenfalls verlangen, dass das Gesuch schriftlich eingereicht wird.

Art. 26
Adressat des Gesuchs
1Das Gesuch wird an jene Behörde gerichtet, die das amtliche Dokument ausgegeben hat; erhält eine Behörde fälschlicherweise ein Gesuch, so leitet sie dieses umgehend an die zuständige Behörde weiter.

2Ist die ausgebende Behörde nicht diesem Gesetz unterstellt, so wird das Gesuch an jene Behörde gerichtet, die Hauptadressatin des amtlichen Dokuments ist.

Art. 27
Behandlung
1Die Behörde behandelt das Gesuch sorgfältig und rasch, spätestens aber zehn Tage nach Erhalt desselben.

2Diese Frist kann ausnahmsweise um zehn Tage verlängert werden, wenn sich das Gesuch auf eine grosse Anzahl von Dokumenten oder auf komplexe oder schwer beschaffbare Dokumente bezieht.

3Die Behörde unterstützt den Gesuchsteller im Rahmen des Möglichen, insbesondere um das verlangte amtliche Dokument genau identifizieren zu können.

4Die Behörde trifft einen summarisch begründeten Entscheid, wenn die Frist verlängert oder der Zugang beschränkt oder verweigert wird.

5Erhält die Behörde Gesuche von Medien, so trägt sie deren spezifischen Bedürfnissen Rechnung.
Art. 28
Konsultation von Dritten
1Die betroffenen Dritten werden konsultiert, wenn der Zugang zu einem amtlichen Dokument einem überwiegenden privaten Interesse im Sinne von Art. 23 entgegenstehen könnte.

2Diese können innerhalb von zehn Tagen nach der Konsultation schriftlich gegen die Bekanntgabe des Dokuments Einsprache erheben.

3Die Behörde trifft einen summarisch begründeten Entscheid, wenn sie das Dokument trotz Einsprache bekannt geben möchte.

4Während dem Einspracheverfahren gibt die Behörde das Dokument nicht bekannt.

Art. 29
Unentgeltlichkeit und Gebühren
1Unter Vorbehalt anders lautender gesetzlicher Bestimmungen ist der Zugang zu amtlichen Dokumenten kostenlos.

2Werden Kopien abgegeben oder bedingt der Zugang zu einem Dokument einen grossen Aufwand, so wird eine Gebühr erhoben.

3Im Falle einer missbräuchlichen Wiederholung des Gesuchs kann eine Gebühr erhoben werden.

4Das Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- oder Verwaltungsbehörden ist analog anwendbar.

3. Abschnitt: Ablage und Archivierung
Art. 30
Ablage
1Die Behörden achten darauf, dass die Ablage der amtlichen Dokumente einen schnellen Zugriff ermöglicht.

2Der Staatsrat regelt die Modalitäten der Ablage, indem er insbesondere die Schaffung von Registern vorsieht.

Art. 31
Archivierte Dokumente
1Alle amtlichen Dokumente bleiben zugänglich, unabhängig von der Schutzfrist, die in der Gesetzgebung über die staatlichen Archive festgesetzt ist, wenn der Gesuchsteller vor der Archivierung gemäss diesem Gesetz Zugang gehabt hätte.

2Diese Bestimmungen finden auch Anwendung für Dokumente, die vor dem Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes archiviert wurden.

5. Kapitel: Mediator
Art. 32
Ernennung und Statut

1Der Mediator und sein Stellvertreter werden vom Grossen Rat auf Vorschlag des Büros für vier Jahre gewählt und vereidigt. Sie sind höchstens zweimal wiederwählbar.

2Der Mediator führt sein Amt in Teilzeit aus. Das Büro legt sein Statut und die Modalitäten für seine Entschädigung fest und gewährleistet ihm die angemessene logistische Unterstützung.

Art. 33 
Unvereinbarkeit

Das Amt des Mediators ist unvereinbar mit:

a) 
dem Amt des Staatsrats, des Präfekten oder Vizepräfekten, des Grossrats oder Grossrats-Suppleanten, des Mitglieds einer kommunalen Exekutive und des Magistraten der Gerichtsbehörden;
b)
einem öffentlichen Amt oder jeder anderen Vollzeittätigkeit im Dienste einer Behörde im Sinne des vorliegenden Gesetzes; 

c)
dem Journalistenberuf oder einer anderen Tätigkeit im Dienste eines 
Medienunternehmens.

Art. 34
Zuständigkeiten

1Der Mediator ist beauftragt, den Zugang zu amtlichen Dokumenten zu begünstigen und allfällige Meinungsverschiedenheiten im Zusammenhang mit der Anwendung des vorliegenden Gesetzes zu schlichten. 

2Insbesondere hat der Mediator folgende Aufgaben:

a) er nimmt am Einspracheverfahren teil, welches in Art. 39 ff. beschrieben wird;

b)
er sensibilisiert die Behörden für die Anforderungen der Transparenz;

c)
er hilft und berät Privatpersonen und Behörden auf dem Gebiet der Transparenz;

d)
er informiert die Öffentlichkeit über die Grundsätze des Zugangs zu amtlichen Dokumenten;

e)
er kann sich zu Entwürfen von Gesetzestexten äussern.

Art. 35
Recht auf Einsichtnahme in Dokumente

1Der Mediator hat in Ausübung seines Amtes das Recht, alle amtlichen Dokumente einzusehen.

2Er untersteht dem Amtsgeheimnis.

Art. 36
Tätigkeitsbericht

1Der Mediator erstellt für den Grossen Rat und den Staatsrat jährlich einen Bericht und gewährleistet dessen Veröffentlichung.

2Er kann für sie ausserdem jederzeit, von Amtes wegen oder auf Anfrage, einen Spezialbericht erstellen. 

6. Kapitel: Akkreditierung von Journalisten
Art. 37
Grundsatz

1Journalisten, die regelmässig über kantonale, kommunale oder gerichtliche Angelegenheiten berichten, werden auf Anfrage vom Büro des Grossen Rates, dem Präsidium des Staatsrats, dem Kantonsgericht oder Gemeinderat akkreditiert. 

2Den akkreditierten Journalisten werden die zur Ausübung ihrer Tätigkeit notwendigen Einrichtungen zur Verfügung gestellt.

3Die akkreditierenden Behörden regeln die Modalitäten der Akkreditierung.

Art. 38
Aufhebung

Die akkreditierende Behörde kann, nach Konsultation des Mediators und der wichtigsten Journalistenverbände, die Akkreditierung eines Journalisten vorübergehend aufheben, wenn dieser wiederholt auf eine die Standesregeln verletzende Weise Informationen beschafft oder publiziert hat.

7. Kapitel: Rechtsmittel

Art. 39
Einsprache
1Die auf das vorliegende Gesetz gestützten Entscheide unterliegen dem Einspracheverfahren.  

2Das Einspracheverfahren wird im Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege geregelt.
3Die Einsprache wird dem Mediator von Amtes wegen innerhalb von zehn Tagen ab Erhalt durch die Behörde zugestellt.

Art. 40
Untersuchung der Streitsache
1Der Mediator untersucht die Streitsache. Nötigenfalls lädt er die Parteien zu einer Vergleichsverhandlung ein und fordert sie auf, sämtliche Dokumente, auf die sie sich berufen möchten, beizubringen.

2Wenn es die ersuchten Parteien als notwendig erachten, können sie, spätestens bei der Verhandlung, eine schriftliche Antwort auf die Einsprache beibringen.

Art. 41
Verhandlung und Entscheid

1Der Mediator bemüht sich, die Parteien zu einer Einigung zu führen.

2Der Vergleich gilt als gescheitert, wenn eine Partei nicht bei der Verhandlung erscheint.
3Wird ein Vergleich erzielt, so ist dieser endgültig und vollstreckbar.

4Wird kein Vergleich erzielt, so formuliert der Mediator eine schriftliche Empfehlung zu Handen der Parteien.

5Die Behörde entscheidet über die Einsprache innert 20 Tagen ab Erhalt der Empfehlung. Einzig der Einspracheentscheid unterliegt der Beschwerde.
Art. 42
Unentgeltlichkeit und Gebühren
1Das Einspracheverfahren ist kostenlos.

2Im Falle einer missbräuchlichen Wiederholung der Einsprache kann eine Gebühr erhoben werden.

3Das Gesetz betreffend den Tarif der Kosten und Entschädigungen vor Gerichts- oder Verwaltungsbehörden ist analog anwendbar.

Art. 43
Beschwerde
Die in Anwendung des vorliegenden Gesetzes oder seiner Ausführungsbestimmungen getroffenen Entscheide können gemäss dem Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege Gegenstand einer Beschwerde beim Kantonsgericht bilden.
8. Kapitel: Schlussbestimmungen
Art. 44
Inkrafttreten

1Das vorliegende Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2Der Staatsrat wird mit dem Vollzug und dem Erlass der Ausführungsbestimmungen des vorliegenden Gesetzes beauftragt und bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens.

